Die Zeitung erſcheint 
täglich, 
Vormittags 11 uyr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feſttage. 
— 2. \ 
Alle d 
reſp. Poſtämter nehmen 
Beſtellung darauf an. 


Im Verlage von Herm. Gottfr. Effenbart's Erben. 


a Neueſte Nachrichten. 

Nach Handelsbriefen aus Wien vom Zten d. find die 
Differenzen zwiſchen Rußland, Oeſterreich und der Pforte 
vollſtändig ausgeglichen. (D. Ref.) 


12 Berlin, 6. Oktober. N 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, dem Kaiſerlich 
öſterreichiſchen Major Grafen Werbna den Rothen Adler⸗Orden dritter 
Klaſſe mit Schwertern zu verleihen. 

Der Rechts⸗Anwalt Neukirch zu Siegen iſt in gleicher Eigenſchaft 
an das Kreisgericht zu Olpe mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Olpe 
verſetzt worden. f 


Deutſchland. 


Stettin. Die Verhandlungen der erſten Kammer ſind fortgeſchritten 
zu einem Punkte, der ebenſo ſehr eine Lebensfrage für den Staat, wie für 
die Kirche iſt. Es handelt ſich darum, ob das Chriſtenthum und deſſen 
innerlich⸗äußerliche Geſtaltung, die Kirche, im Staate in Geltung bleiben 
ſoll oder nicht; es fragt ſich, ob der durch Chriſtenthum einerſeits, andrer⸗ 
ſeits durch Germanenthum gebildete Staat es über ſich gewinnen kann, 
nur ſeinen weltlichen Urſprung feſtzuhalten, oder ob er es wagen wird, das 


große Wort auszuſprechen, daß er ein chriſtlicher Staat ſei, Gegentheils 


würde er ſtillſchweigend zugeben, daß er in Bezug auf die Religion und 
deren hiſtoriſchgewordenen Ausdruck, die Kirche, gleichgültig, Atheiſt ſei. 
Man ſchreckt zurück vor dem chriſtlichen Staate, ohne Zweifel nur 
deßhalb, weil man in den Begriff des Chriſtlichen Alles, was je ſich Un⸗ 
reines daran gehängt hat, als Hierarchie, Inquiſition, Glaubenszwang, 
Sectirerei, Jeſuitismus, ſtarrer Dogmatismus, Pietismus, Myſtieismus 
und Buchſtabenglaube, hineinlegt, und von allen Seiten unheimliche Ele⸗ 
mente mit dieſer Idee in den Staat eindringen ſieht. Wer aber ſolche 
fabelhaften Vorſtellungen mit dem chriſtlichen Staate verbindet, den wird 
es ſchwer halten zu einer gerechteren und billigeren Anſchauungsweiſe zu 
vermögen und ſeinen Geiſt von vorgefaßten Meinungen zu läutern. Ein 
ſolcher wird auch nicht wiſſen, was er eigentlich fordert, wenn er den 
Staat alles religiöſen, alles kirchlichen Weſens entkleidet; er würde nur 
erſt zur Beſinnung kommen, wenn er den atheiſtiſchen Staat, den er be⸗ 
anſprucht, in die Wirklichkeit eintreten ſähe, wenn er wahrnähme einen Zu⸗ 


ſtand der menſchlichen Geſellſchaft, der gar nicht Beſtand haben kann; denn 


ein atheiſtiſcher Staat iſt ein unmöglicher. 

Dieſer iſt nur eine Erfindung des durch die Ausgeburten ſeiner Philo⸗ 
ſophen und Staatsmänner ebenſo ſehr, als durch den Uebermuth und die 
Unſittlichkeit ſeiner Fürſten zerrütteten Frankreichs; und auch da, kaum 
verwirklicht, mußte ein ſolches Staatsgebaude in ſich ſelbſt zerfallen. Schon 
längſt ward dort der Glaube an einen Gott wieder dekretirt, und ſchwer⸗ 


lich möchte das vielfach zerrüttete Land ein Gelüſte haben, eine zweite 


Auflage eines ſo wahnſinnigen Hirngeſpinnſtes zu machen. 


Alle Staaten haben ſich ſeit den älteſten Zeiten auf die Religion ge⸗ 


gründet; die germaniſchen ſind dadurch allein zu Staaten geworden, da 
chriſtlicher Glaube und chriſtliche Sitte bei den Gene Gun 105 
den, ſonſt würden auch fie wie die Seythen und andere Barbaren ein 
ruhmloſes, geſchichtsloſes Daſein gefriſtet haben. 

Der Staat bedarf eines geiſtigen Prinzips. 
kann ſich nicht auf willkurliche Sitten gründen, ſondern nur auf die ewigen 
Grundlagen des Gewiſſens und der Vernunft, alſo auf eine geſunde Mo⸗ 

Bei Eine Moral giebt es nicht ohne einen Gott, eine Moral ohne 
den Glauben an Gott iſt unmoraliſch; eine Moral ohne Religion 
iſt ein Unding. Der Staat will unbedingt ein ſittliches Inſtitut 
ſein; iſt das feine Abſicht, ſo muß er auch ein religiöſes In⸗ 
A ſein, nicht fo, daß der Staat zur Kirche würde, oder die Kirche in 
: 2 ne ſondern ſo, daß er weſentlich vom Geifte der Religion 
ae Staat 10 auch von dem Weſen der Kirche durchdrungen iſt. 
irche Freiheit im Bekenntniß, Cultus und Verfaſſung, und wi All 
5 = ungen ill vor Allem 
e gewahrt wiſſen, daß das Geiſtige und Sie unc im Sei 
ar igion er und mit geiſtlichem Maßſtabe gemeſſen werde. 
girche ich en 1 ſchon vor Jahren ein Drängen und Treiben in der 
hl Sin A von dem ihr auferlegten äußeren Staatszwange. 
1 gat hatte nach der Reſtauration die Hierarchie abgeſchüttelt, 
Päbft att deſſen waren die Fürſten — unter dem Namen Oberbiſchof — 
12 — e rend (Cäſarevpapie) und übten mehr oder minder eine der 
zen religiöſen Entwickelung nachtheilige Gewalt aus, ſelbſt oft da, wo 
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ruch macht auf freie Bewegung, ſo fordert auch die 
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ſie von glühendem Eifer beſeelt waren, die Rechte der Kirche zu ſhützen, 
Religion und Sittlichkeit zu heben. BE 
Nicht der Staat kam auf den Einfall, die Kirche Preis zu geben, ſich 
von ihr zu trennen, ſondern die Kirche ſtellte das Verlangen, ohne Ein⸗ 
miſchung des Staates, in Cultus, Bekenntuiß und Verfaſſung ſich ſelbſt⸗ 
ſtändig und frei organiſiren zu können. Es war längſt die Abſicht in Preu⸗ 
ßen, dieſer gerechten Forderung der Kirche nachzugeben; es wurde nur der 
paſſende Zeſtpunkt abgewartet, wo der Staat die in ſich ſelbſt ausgebil⸗ 
dete Kirche ſich allein überlaſſen konnte. In dieſer organiſch geordneten 
Entwickelung wurde die Kirche durch die Ereigniſſe des Märzes geſtört. 
Der Wunſch der Kirche wurde plötzlich durch die neuen Verfaſſungsmacher 
zu einem Muß geſtembelt; es hieß: Staat und Kirche ſind getrennt, ſie 
kümmern ſich nicht mehr einer um den andern. Es war natürlich, daß 
man bei Reviſion der Verfaſſung dieſen Mißgriff zu beſeitigen ſuchte, daß 
ſich Stimmen erhoben, die ſich nicht mit dem Burmeiſterſchen „allgemei⸗ 
nen Weltbewußtſein und inneren Gefühl“ zufrieden gaben, ſondern eine 
organiſche Verbindung von Staat und Kirche, fo daß jeder von beiden frei 
neben dem andern beſtände, begehrten. Daher der erneuerte Kampf für 
den chriſtlichen Staat. In dieſer Forderung liegt keineswegs eine Be⸗ 
einträchtigung Andersdenkender; denn abgeſehen davon, daß zählloſe Sek⸗ 
ten bei ihrer Verſchiedenheit im Beſonderen wegen des ihnen beiwohnenden 
prineipiell chriſtlichen Gepräges auf Chriſtlichkeit Anſpruch machen können, 
iſt ſelbſt die jüdiſche Gemeinde nicht in einem ſolchen Staate in ihrem 
Glauben gefährdet. Chriſt und Jude haben ein und daſſelbe e 
die zehn Gebote, nur im bürgerlichen Geſetz und im Cultus weichen ſie 
| bon einander ab; die ſpecifiſch chriſtlichen Glaubenslehren wurzeln in den 
Weiſſagungen des Religionsbuches der Juden, im A. T.; der Anhänger 
des N. T. glaubt nichts, was ſich nicht auf die Lehre des A. T. zurück⸗ 
| führen läßt. Iſt nun auch in der Wirklichkeit das Judenthum ein anderes 
geworden, als es nach den Vorſchriften des A. T. ſein müßte, ſo fehlt 
doch nicht der dem Chriſtenthume verwandte ſittliche Gehalt. Der in der 
f Kammer neu angeregte Kampf um Trennung oder Verbindung von Staat 
und Kirche läßt ſich übrigens durch Geſetze und Dekrete nicht beendigen; 
er wird und muß ſich ſeiner Zeit auf einem andern Gebiete fortſetzen, bis 
das Reſultat gewonnen wird, daß Staat und Kirche organiſch ſich durch⸗ 
dringen, die gegenſeitigen Befugniſſe achten und weder gebietend, noch 
feindſelig ſich bekämpfend oder fi) von einander trennend, gemeinſchaftlich 
Hand in Hand wie Bruder und Schweſter nach der Vollendung des gökt⸗ 
lichen Reiches trachten. Die Streiter für die Hervorhebung des chriſt⸗ 
lichen Elementes in der Kammer haben demnach volle Berechtigung. 
N Berlin, 3. Oktober. (49fte Sitzung der Erſten Kammer.) Der 
{ Präfivent zeigt die im zweiten Poſener Wahlbezirk ſtattgefundene Neuwahl 
| und den Eintritt in die Kammer des Freiherrn v. Seidlitz an. Die Kam⸗ 
mer geht zur Tagesordnung über: zur Berathung der Beſchlußnahme der 
zum Art. 11 der Verfaſſungs⸗Urkunde eingegangenen Zuſatz-Amendements 
von Walter, Stahl, Bornemann, v. Daniels, Goltdammer. 
Abg. Walter beantragt: „Jede Religionsgeſellſchaft, welche 
| ift verpflichtet, ihren Mit⸗ 
gliedern Ehrfurcht gegen Gott, Gehorſam gegen die Geſetze, Treue gegen 
| den Staat und fittlih gute Geſinnungen gegen alle Mitbürger einzuflößen.“ 
12 Dazu beantragt Bornemann die Aenderung: „Jede Geſellſchaft, 
welche als Religions⸗Geſellſchaft auf den Schutz u. ſ. w. ; 
N Abg. Walter (für ſeine beiden Zuſatz⸗Amendements.) Mein Zuſatz⸗ 
Artikel ſpricht nur das Minimum aus, was der Religion in Bezug auf 
Eine Religions⸗Geſellſchaft und der Staat ſtehen 


auf den Schutz des Staates Anſpruch macht, 


b eine Geſellſchaft gehört. 0 . ) 

| im wechſelſeitigen Zuſammenhange, fie haben beide Recht und Pflicht ein⸗ 

ander gegenüber. N X 230 1 

R Der Redner ſucht einerſeits von vornherein alle Einwände, welche 
gegen ſeine Zuſätze erhoben werden könnten, zu entkräften, und anderer- 
ſeits die letztern gegenüber den von andern Abgeordneten geſtellten Amen⸗ 

dements aufrecht zu erhalten. ; 

Wir Alle find von der hohen ſittlichen Aufgabe des Staats und den 
daraus hervorgehenden Pflichten deſſelben gegenüber den Religions⸗Geſell⸗ 
ſchaften durchdrungen. Wir haben von der franzöſiſchen Verfaſſung vieles 
f im Namen des franzöſi⸗ 


entnommen, ſie beginnt „in Gegenwart Gottes im 
ſchen Volks“, ahmen wir ihnen auch hier nach. Steg 
* Abg. Tamnau (für den Commiſſions⸗Entwurf.) Wenn wir die hier 
geſtellten Zuſätze annehmen, ſcheiden wir aus den Grenzen heraus, die wir 
bei dem Vereinsrecht gezogen haben. Man muß ſich beſcheiden, den Straf⸗ 
geſetzen zu überlaſſen, wenn eine Uebertretung ſtattgefunden, mit Praven⸗ 
tiv⸗Maßregeln wird man hier nichts erreichen. 7 5 
Abg. Ritter (für das Zuſatz⸗Amendement Walter). Wir haben in 
letzterer Zeit Erſcheinungen von größeren und kleineren Religionsgeſell⸗ 


ſchaften gehabt, die ſich beriefen auf große Mäuner im Chriſtenthum, und 
doch Grundſätze predigten, die dem Staate feindlich waren — Namen will 
ich nicht nennen. Darum ſcheint mir nothwendig, daß eine Religionsgeſell⸗ 
ſchaft gleichſam wie ein Schild aufſtelle die Worte: Ehrfurcht gegen Gott, 
Gehorſam gegen die Geſetze, Treue gegen den Staat und ſittlich gute 
Geſinnungen gegen alle Mitbürger einzuflößen; — trägt ſie dieſen Schild, 
mag ſie ſich nach ihrem eigenen Gefallen regieren. 

8 De Reibnitz ſpricht gleichfalls für das Zufag-Amendement 

alter. 

Miniſter von Ladenberg. Ich erlaube mir nur einige Worte zu 
ſagen über den Standpunkt, den die Regierung in dieſer Frage eingenommen 
hat, bei deren Berathung die Regierung des Indifferentismus beſchuldigt 
worden iſt. Unmittelbar nach Emanation der Verfaſſungs⸗Urkunde hat es 
die Regierung für ihre Pflicht gehalten, in einer kurzen Denkſchrift die 
Anſichten niederzulegen, welche für ſie bei dieſen Fragen leitend geweſen 
ſind, und ich kann nur aufrichtig bedauern, daß in der Preſſe wie in der 
hohen Kammer manche Erſcheinungen aufgetreten ſind, die glauben laſſen, 
daß die Denkſchrift nicht geleſen worden iſt. Die Regierung hat Anſpruch, 
nicht da beſchuldigt zu werden, wo eine Beſchuldigung ſie nicht treffen 
kann, und führe nur eine Stelle aus dieſer Denkſchrift an, ... (verlieſt 
dieſelbe) und muß behaupten, daß nach dieſen Worten die Regierung un⸗ 
möglich des Indifferentismus beſchuldigt werden kann und alle daraus ge⸗ 
zogenen Beforgnifje rein illuſoriſch find. Einer Regierung, die von ſolchen 
Grundſätzen ausgeht, kann es nicht gleichgültig ſein, wenn Religions Ge- 
ſellſchaften erſtehen, die Ehrfurcht gegen Gott, Gehorſam gegen die Ge⸗ 
ſetze u. ſ. w. nicht hegen; ſie hat aber für ſo unmöglich gehalten, daß 
dieſe ewigen Wahrheiten verleugnet werden könnten, daß ſie desfallſige 
Beſtimmungen in die Verfaſſung nicht aufgenommen hat. (Bravo.) Wenn 
die Religionsgeſellſchaften in ihrer Entwickelung etwas kund geben, was 
dieſer Annahme widerſpricht, dann iſt es an ihr, ſolchen Geſellſchaften mit 
den beſtehenden Geſetzen entgegenzutreten, weil ſie die bürgerliche Exiſtenz 
des Staates bedrohen. (Bravo.) Wenn Religionsgeſellſchaften den Schutz 
des Staates in Anſpruch nehmen, ſo wird wiederum die Regierung zu 
prüfen haben, ob eine Geſellſchaft das Vertrauen, welches eine Verleihung 
von Korporationsrechten vorausſetzt, verdient. Weiter wird der Staat 
nicht gehen, die Regierung weiß, was die Verfaſſung ſagt, und daß ſie für 
ihr Thun und Laſſen verantwortlich iſt. Wenn aber Beſorgniſſe entſtehen, 
wenn meine Worte nicht ſicher genug ſind, ſo möge eine Urkunde dieſelben 
enthalten, und wünſche ich nur, daß die Faſſung eine ſolche werde, die 
nicht Beunruhigung für Beruhigung ſchafft. (Bravo). 

Hierauf ſpricht der Berichterſtatter Graf von Itzenplitz noch gegen 
ie Amendements, mit Ausnahme des von Bornemann geſtellten, dem er 
uſtimmt. g 
. Bei der hierauf erfolgten Abſtimmung wird der erſte Zuſatz⸗Artikel 
des Abg. Walter mit den inzwiſchen vom Antragfteller genehmigten und 
im Amendement des Abg. v. Bornemann enthaltenen Verbeſſerungen in 
namentlicher Abſtimmung unter 123 Stimmenden von 89 bejaht, von 34 
verneint. Der Antrag iſt alſo angenommen. 

a lter Kammer geht über zum zweiten Zuſatz-Amendement des Abgeord. 
alter. 

Abg. Hanſem ann erklärt ſich gegen das zweite Amendement Walter, 
da es ſchon natürlich wäre, daß bei 15½ Millionen Chriſten und ½ Mil- 
lion Nichtchriſten alle Einrichtungen gegründet ſein müſſen auf dem Chri⸗ 
ſtenthume. Man könnte böchſtens dieſen oder einen ähnlichen Zuſatz billi⸗ 
gen, wenn man dadurch Beruhigung im Volke hervorriefe, aber ich meine, 
wir würden dadurch nur Beunruhigung ſchaffen. 

f Nachdem noch der Abg. Nitzſch ſich für den Walter'ſchen Zuſatz⸗Ar⸗ 
tikel ausgeſprochen, nimmt der Miniſter von Ladenberg das Wort. 
Meine Herren, es iſt undenkbar, daß die Regierung nicht die Religion 
ſtützen ſollte, mit der ſie im Innerſten zuſammenhängt, und es iſt ſchmerz⸗ 
lich, daß hier ſo viele ſolcher Stimmen laut geworden ſind. Es iſt die 
Aufgabe des Staates, die kleinſte Corporation zu begünſtigen, wenn dieſe 
ſeine Zwecke fördert, wie ſollte er nicht die Corporation begünſtigen, die 
ſein weſentliches Fundament abgiebt? Jede Religion wird Schutz finden, 
wenn ſie den Intereſſen des Staates nicht widerſtreitet. Da jedoch fo 
viele Zweifel über die Sicherheit des Chriſtenthums laut geworden ſind, 
werde ich Namens der Regierung für den Zuſatz ſtimmen, der den großen 
Einfluß des Chriſtenthums auf die bürgerlichen Verhältniſſe ſichert. 

Nach geſchloſſener Diskuſſion wird das Amendement des Abgeord⸗ 
neten Goltdammer, welches lautet: „die chriſtliche Religion in ihren 
Hauptbefenntniffen wird, als die Religion der großen Mehrheit der Be⸗ 
wohner des Staates bei den religiös - bürgerlichen Einrichtungen deſſel⸗ 
ben, unbeſchadet der Religionsfreiheit der anders Glaubenden, zum 
Grunde gelegt“, mit den aus dem zweiten Zuſatz-Amendement des Abg. 
Walter zugefügten Verbeſſerungen mit nur ſehr geringer Mehrheit ange⸗ 
nommen. 

Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. 


Berlin, 4. Oktober. (Funfzigſte Sitzung der Erſten Kammer.) Der 
Präſident von Auerswald eröffnet die Sitzurg um 10¼ Uhr. Das Pro- 
-tofoll der letzten Sitzung wird verleſen und genehmigt. 

Die Kammer geht zur Tagesordnung über, zunächſt zu der Prüfung 
der Wahl des Abg. Lange, die für gültig angenommen wird. 

Zweiter Theil der Tages⸗Ordnung iſt der Bericht der Kommiſſion zur 
Berathung des dringenden Antrages des Abg. Grafen zu Eulenburg über 
den von der zweiten Kammer veränderten Geſetzvorſchlag, betreffend die 
Errichtung und Umformung der Bürgerwehr. Die zweite Kammer hat 
den von der erſten Kammer angenommenen Geſetzvorſchlag dahin abgeän⸗ 
dert, daß ſie den §. 2, lautend: „Die ſchon errichteten Bürgerwehren find 
bis dahin außer Thätigkeit zu ſetzen.“ — befeitigt hat. Die Kommiſſion 
beantragt: Die Hohe Kammer wolle beſchließen: „den unter dem 26ſten 
September d. J. von der Zweiten Kammer überſandten revidirten Geſetzes⸗ 
vorſchlag, betreffend die Ausſetzung der Errichtung und Umformung der 
Bürgerwehr“ anzunehmen. N 

Die Kommiſſion giebt zur Begründung ihres Antrages an: Da der 
eigentliche Zweck des Geſetzvorſchlages durch die Weglaſſung vom §. 2 
bei Aufrechterhaltung der weſentlichen, in dem §. 1 und 3. enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen nicht beeinträchtigt wird, fo glaubt die Kommiſſion ſich für die 
Annahme des modifizirten Geſetzesvorſchlags ausſprechen zu müſſen. 

An den Miniſtertiſch ſetzen ſich die Herren von Ladenberg, Si⸗ 
mans, 
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r . en su un sn ur er are 


„Art. 12. Berfaffungs- Urkunde. „Die evangeliſche und römiſch⸗ 
liſche Kirche, ſo wie jede andere Religionsgeſellſchaft, ordnet An er 
ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig und bleibt im Beſitz und Genuß der fi 
ihre Kultus, Unterrichts- und Wohlthätigkeits⸗Zwecke beſtimmten Anstalten. 
Stiftungen und Fonds.“ Vorſchlag des Central⸗Ausſchuſſes. Un⸗ 
veränderte Beibehaltung. 8 

Weder in den Abtheilungen, noch im Central⸗Ausſchuß ſind Anträge 
auf weſentliche Aenderung oder Streichung des Artikels geftellt worden 
zu welchem aber folgende Amendements eingegangen ſind: 1) der Abgeord. 
Uhden und Genoſſen: am Schluſſe des Art. noch hinzuzufügen „und 
Einkünfte.“ Dieſer Antrag findet reichliche Unterſtützung. 2) 
des Abg. Milde. Am Schluſſe des Art. 12. folgenden Zuſatz anzuneh⸗ 
men: „In Anerkennung dieſes Grundſatzes werden über die Verwaltun 
des, den Se gehörigen, Vermögens beſondere Geſetze ere 
folgen. Der Antrag wird unterſtützt. 3) des Abg. Heffter. Nach dem 
Worte: „ſelbſtſtändig“ einzuſchalten: unter Beobachtung der bür⸗ 
gerlichen, Polizei- u. Strafgeſetze. Der Antrag findet Unterſtützung 
Der Abg. Kühne nimmt ein angekündigtes Amendement zurück, 4) Dez 
Abg. Bennecke: a) den Eingang des Art. 12, lautend: „Die evange⸗ 
liſche und die römiſch⸗katholiſche Kriche, ſo wie jede andere Religionsgeſell⸗ 
ſchaft“ auf die Worte zu beſchränken: „Jede Religionsgeſellſchaft.“ — Der 
Antrag wird unterſtützt. b) Im Art. 12. flatt der Worte: „und bleibt 
im Beſitz und Genuſſe der für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätig⸗ 
keitszwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds“ zu ſetzen: „Was 
der Staat bisher einer Religionsgeſellſchaft für ihre Kultus-, Unterrichts⸗ 
und Wohlthätigfeits- Zwecke geleiſtet hat, wird ihr auch ferner gewährt 
werden, ſo weit nicht das Bedürfniß ſich mindern ſollte.“ — Wird unter⸗ 
ſtützt. c) Dem Art. 12. zuzuſetzen: „Der Anſpruch ausſcheidender Theile 
der Religions -Geſellſchaften auf Theilnahme an ſolchen Leiſtungen des 
Staats wird der richterlichen Entſcheidung vorbehalten. Auch dieſer Ans 
trag wird unterſtützt. 5) Des Abg. v. Daniels, der, da er nicht 
unterſtützt worden, nicht zur Berathung kommt. 6) Die eben noch ſchrift⸗ 
lich eingereichten Verbeſſerungs⸗Vorſchlägen der Abg. von Ammon, von 
Rönne, Hülsmann, die bei der Beſchlußnahme aufgeführt werden, 
finden gleichfalls ausreichende Unterſtützung. 

Abg. v. Bethmann⸗Hollweg erklärt ſich gegen alle Amendements, 
mit Ausnahme der von den Abgeordneten Ühden und Hülsmann geſtellten, 
und ſpricht vornehmlich gegen die Amendements des Abg. Bennecke. Der 
einheitliche Begriff der evangeliſchen Kirche in Preußen ſteht zu feſt, als 
daß es einer Vertheidigung deſſelben bedürfe, was aber der Herr Vorred⸗ 
ner in Bezug auf die katholiſche Kirche ſagt, ſo erſtreckt ſie durchaus ſich 
nicht in Bezug auf den Staat über deſſen Grenzen hinaus. Allerdings iſt 
die Bulle de salute animarum ein Staatsvertrag mit einem andern Staate, 
aber doch weit entfernt, dem Staate Pflichten aufzulegen über ſeine Gren⸗ 
zen. Ich erkläre mich für das Amendement des Abg. Uhden, dem Worte 
„Fonds“ noch die Worte „und Einkünfte“ anzuſchließen, weil es den Be⸗ 
griff des wirklichen Vermögens erweitert. Unter „Fonds“ verſteht man 
im gewöhnlichen Sprachgebrauch Kapitalvermögen, laufende Einkünfte 
könnte man leicht von dem wirklichen Vermögen der Religions⸗Geſellſchaf⸗ 
ten trennen. 3 5 

Abgeordneter Walter. Der Artikel 12 iſt der beſte in der ganzen 
Berfaffung, man kann ihn die Perle der Verfaſſung nennen. Er gewährt 
gerechterweiſe zweierlei: erſt Selbſtſtändigkeit der Kirche, die weit entfernt 
iſt, Trennung vom Staat zu ſein, und dann Befeſtigung des Beſitzthumes. 
Der Redner bekämpft die Amendements der Abg. Bennecke, v. Ammon. 

Abg. von Gerlach. Ich bin beute in der mir bisher ungewohnten 
Stellung für den Inhalt eines Artikels dieſer Verfaſſungs⸗Urkunde aufzu⸗ 
treten. Ich beſchranke mich auf die darin in den Worten: „Die evan⸗ 
geliſche Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig“ — 
ausgeſprochene Selbſtſtändigkeit der evangeliſchen Kirche, und wünſche die⸗ 
ſelbe gegen Mißverſtandnife ſicher zu ſtellen, damit Ernſt damit gemacht 
werde. Es enthält dieſer Ausſpruch ein Princip poſitiver Freiheit, die, im 
Gegenſatze negativer Schrankenloſigkeit, in mir immer einen ihrer wärm⸗ 


ſten Vertheidiger finden wird. A 

Der Artikel weiſt durch das Wort „ſelbſtſtändig“ hin auf einen 
Ausſpruch Sr. Majeſtät des Königs, welcher ſchon mehrere Jahre vor 
dieſen jetzigen Bewegungen die gefährlichſten Mißdeutungen veranlaßte, 
ähnliche Mißdeutungen, wie die, denen ich jetzt begegnen will, nämlich 
ni den Ausſpruch: „Die Kirche habe aus ſich ſelbſt ſich zu ge⸗ 

alten.“ N f 

Es gilt allerdings jetzt, und jetzt vorzüglich, die Kirche, das Selbſt 
der Kirche, gegen fremde Gewalt zu ſchützen, und zwar gegen die ſie am 
meiſten bedrohende fremde Gewalt, gegen die Zumuthung, die revolutio⸗ 
nären Bewegungen des Staates mit durchzumachen. In der Kirche hat 
keine Revolution ſtattgefunden. Die Verfaſſung der Evangeliſchen Kirche 
iſt bis in ihre höchſte Spitze hinauf, mit Einſchluß des Landesherrn, Kirche 
und nicht Staat, namentlich nicht der jetzt von revolutionären Bewegungen 
durch zuckte Staat. 

Es iſt bier von einer Zeit die 
griffe in die Kirche ſich erlaubt habe. 
ſichtsloſer geſchehen als ſeit den Märztagen. Gleich nach denſelben wurde 
von Seiten der Regierung der Kirche zugemuthet, der Revolution auf al⸗ 
len ihren Zickzackwegen, — ich muß ſagen: auf allen ihren Sündenwegen 
u folgen. 
’ Man verfuchte die Kirche, wie den Staat, auf den Märzfuß zu ſetzen. 
Kurz vorher war durch ein Geſetz das Ober⸗Conſiſtorium eingeführt wor⸗ 
den, eigens als eine Garantie der Selbſtſtändigkeit der Kirche, als eine 
Schutzwehr gegen ſtaatliche Einflüſſe. Nach den Märztagen hob ein bloßer 
Miniſterialbeſchluß das Oberconfiftorium auf, zu einer Zeit, wo Alles feſte 
Formen der Geſetzgebung forderte. Zugleich gab man die Kanzeln und 
Altäre der Kirche den ſchlimmſten Gegnern ihrer Grundlehren, den Licht⸗ 
freunden u. den Deutſch⸗Katholiken, Preis und verletzte damit ihr „Selbſt“ 
in ſeiner feinſten geiſtigſten Subſtanz. Ja, man ging ſo weit, eine Synode 
nach dem Prinzip der Kopfzahl vorzubereiten, welche, wenn ſie zu Stande 
gekommen ware, die Kirche in denjenigen Urbrei aufgelöſt haben würde, 
den geſtern ein Mitglied der Linken auf dieſe Tribüne gebracht hat, und in 
den unſere auf daſſelbe Prinzip gegründete Conſtituante den preußiſchen 
Staat heut vor einem Jahre ſchon beinahe verwandelt hatte. 

Dankbar aber muß ich anerkennen, daß man dieſen Weg nun ſchon 
lange wieder verlaſſen hat. Die Gründung der ſelbſtſtändigen „Abthei⸗ 
lung für die evangeliſchen Kirchen⸗Angelegenheiten“ mit kollegialiſcher Form 


Rede geweſen, wo der Staat Ein- 
Nie aber iſt dies mehr und rück⸗ 


Freilich nur ein An⸗ 
das Ober⸗Conſiſtorium 
Allein: „Gut 


vor weſentlichen Aenderun⸗ 


ig ein Anfang von Gerechtigkeit gegen die Kirche. 
6 55 B volle Gerechtigkeit hätte erfordert, 
ſelbſt berzuftellen, welches ſo nicht aufgelöſt werden durfte. 
Ding will Weile haben“ ꝛc. a 

Abg. Brüggemann wünſcht den Artikel 


zu bewahren. 


gen Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird von der Kammer ange⸗ 


nommen. 2 ; l a 
Der Berichterſtatter ſucht alle wider den Artikel erhobenen Einwände 

zu ten 10 empfiehlt die Annahme der Amendements der Abg. Heff⸗ 
ter und v. Ammon. una? 5 j 

Der Präſident ſchlägt vor den Art. 12 in ſeinen beiden Sätzen ge⸗ 
trennt mit den zu jedem gehörenden Amendements und zuletzt den dazu ge⸗ 
ſtellten Zuſatz zur Abſtimmung zu bringen. Die Abg. Milde und v. Rönne 
erklären, auf Abſtimmung über die von ihnen geſtellten Amendements zu 
verzichten, falls das v. Ammonſche Amendement in ſeiner Ganzheit ange⸗ 
nommen würde. f ; 

Bei der nunmehr folgenden Abſtimmung wird: 

1) Das Amendement Bennecke Nr. 1 verworfen; 2) der Antrag des 

pa, v. Ammon (I) lautend, ſtatt: „ordnet und verwaltet ihre Angele- 

genheiten,“ zu ſetzen, „ordnet und verwaltet ihre inneren Angelegen- 
heiten.“ ll. Den Zuſatz hinzuzufügen: „ſoweit ſie darauf ein echt 
hat oder erwirkt. — Wird ad I angenommen (ad Il unten.) 3) Der erſte 
Satz des Artikels wird mit Hinzufügung des v. Ammonſchen Amende⸗ 
mendements angenommen. 4) Das Amendement Bennecke Nr. 2 wird 
verworſen. 5) Der Antrag des Abg. Trieſt wird verworfen; 6) der An⸗ 
trag des Abg. Uhden wird verworfen; 7) der Antrag des Abg. von Am- 
mon (1) wird angenommen; 8) der Antrag des Abg. Hülsmann wird 
verworfen; 9) der Text des zweiten Satzes der Urkunde mit den v. Am⸗ 
monſchen Verbeſſerungen (ad I) wird angenommen. 10) Zuſatz⸗Vnrſchlag 
des Abg. Bennecke Nr. 3 wird verworfen. 


Berlin, 4. Oktober. (27rſte Sitzung der zweiten Kammer). Vor⸗ 
ſitzender: Präſident Graf Schwerin. In der Abſtimmung über den Prä⸗ 
ſidenten waren 294 Stimmzettel eingegangen, unter ihnen 4 ungültige. 
Die abſolute Majorität betrug demnach 146. Es erhielten Stimmen: 
Graf von Schwerin 230, Graf von Arnim 57, von Arnim 1, von Bo⸗ 
delſchwingh (Hagen) 1, Simſon 1, worauf Graf von Schwerin als 
Präſident der zweiten Kammer für die Dauer ihrer Seſſion proklamirt 
wird. 

Zur Wahl des erſten Vice⸗Präſidenten waren 289 Stimmzettel ein⸗ 
gegangen, unter den 6 ungültige, daher die abſolute Majorität 142 be⸗ 
trägt. Es erhielten Stimmen: Abg. Simſon 198, Graf Arnim 76, wäh⸗ 
rend die übrigen vereinzelt fielen, worauf der Präſident den Abg. Simſon 
als erſter Vice-Präſidenten proklamirte. =; s 

Die Verſammlung ſchreitet ſodann zur Wahl des zweiten Vice-Prä- 
ſidenten. Unter 267 Stimmen, von denen nur 262 Gültigkeit haben, wird 
der Kanonikus Lenſing mit 252 Stimmen abermals gewählt. 5 

Sodann geht die Kammer zum zweiten Bericht der Juſtiz-Commiſſion, 
über die vorläufige Verordnung vom 15. Juni 1849, betreffend die Be⸗ 
ſtrafung der Vergehen gegen die Telegraphen⸗Anſtalten. 

Abg. o. Patow bringt ein Amendement ein: „die Kammer wolle der 
vorläufigen Verordnung unverändert ihre Genehmigung ertheilen.“ 

Bei der Abſtimmung wird das Amendement des Abg. v. Patow mit 
großer Majorität angenommen. 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. 

Karlsruhe, 1. Oktober. In vergangener Nacht hat ſich im benach⸗ 
barten Bruchſal ein Vorfall ereignet, den in jetziger Zeit und unter den 
gegenwärtigen Verhältniſſen wohl Niemand für möglich gehalten hätte. 
Bei fortwährendem erklärten Kriegszuſtand und Standgericht für das ganze 
Großherzogthum, in dem Augenblicke, wo die bisherigen Beſatzungstruppen 
erſt anfangen, vermindert zu werden, hat man einen Verſuch gemacht, die 
politiſchen Verurtheilten mit Gewalt aus dem dortigen Zuchthauſe zu be⸗ 
freien, was auch wahrſcheinlich gelungen wäre, wenn der Stadt⸗-Komman⸗ 
dant (wenn ich nicht irre, der Dragoner⸗Rittmeiſter von Glaubitz) nicht 
durch ſeine nie ruhende Wachſamkeit und Aufſicht den Plan noch zu rech⸗ 
ter Zeit entdeckt und vereitelt hatte. So viel ich bis jetzt mit Gewißheit 
davon erfahren konnte, waren zwei Zuchtmeiſter, welche wegen ſchlechter 
Aufführung nächſtens entlaſſen werden ſollten, mit im Komplott und ſoll⸗ 
ten bei dem Angriff einer Anzahl Einwohner von Bruchſal auf das Zucht⸗ 
haus theils dieſen, theils den Gefangenen thätige Hülfe leiſten. Auch ver⸗ 
muthet man, daß mehrere von den die Wache bildenden Naſſauern im 
Einverſtändniß geweſen fein müſſen, was jedoch die nähere Unterſuchung 
erſt herausſtellen muß. Genug — der Angriff auf das Zuchthaus fand 
ſtatt — Rittmeiſter Glaubitz aber ließ ſogleich die in der Stadt im De⸗ 
pot befindlichen Dragoner zu Fuß mit Karabinern ausrücken und nahm 
nicht nur den größten Theil der angreifenden Civiliſten und die zwei 
1 gefangen, ſondern verhinderte auch jedes Entkommen der Zücht⸗ 
inge. 0 (DR. 
Karlsruhe, 2. Oktober. Se. Königliche Hoheit der Großherzog 
haben ſich gnädigſt bewogen gefunden, durch die hoͤchſten Befehle vom 22. 
v. M., Nr. 61., 62. und 63. den Königl. preußiſchen General⸗Lirutenant 
von Scharnhorſt zum Gouverneur, den Königl. preuß. Major von Gans⸗ 
auge zum Kommandanten, und den Königl. preuß. Hauptmann Hoffmann 
zum Artillerie-Offizier vom Platze der Bundesfeſtung Raſtatt zu ernennen. 

D 


ö (D. R.) 
Sigmaringen, 1. Oktober. Die fürſtliche Familie befindet fi) ge⸗ 
genwaͤrtig auf dem Landgute Weinburg in der Schweiz. — Für 9 
Jecken der einquartierten preußiſchen Soldaten im abgelaufenen Monat 
eptember wird nunmehr Entſchädigung geleiſtet und zwar 5 Silbergro⸗ 
ſchen (17½ Kr.) für den Gemeinen; der fehlende Betrag bis zu 24 Kr. 
wird durch die Landeskaſſe dergütet, wozu natürlich allerdings die Steuer⸗ 
Mächtigen feißft beitragen. Auch werden Vorkehrungen getroffen, um die 
aber die über den Winter zu kaſerniren. — Eine amtliche Bekanntmachung 
5 0 1 Reduktion unſeres Landesmaßes in das Königl. preußiſche hat die 
bei 918 775 erregt, daß letzteres geſetzlich eingeführt werden dürfte, was 
110 En Sn bedeutenden Fruchthandel des Fürſtenthumes nach Baden 
f ein chweiz viele Unbequemlichkeiten nach ſich ziehen würde; indeſſen 
11 ieſe Bekanntmachung blos für die Verrechnung von Fourageliefe⸗ 

ungen erfolgt zu ſein. S w. M.) 


g (Schw. 
Mainz, 2. Okteber. Heute iſt der Befehl zum Abmarſch der hier 


ſtehenden Schwadron Königl. preußiſcher Dragoner eingetroffen; dieſelbe 
wird den 9. d. M. abgehen, und an ihre Stelle eine Schwadron vom 12. 
Königl. preuß. Huſaren⸗Regiment, welches gegenwärtig im Großherzogthum 
Baden ſteht, hier einrücken. Den 31. d. M. wird der Gouvernement⸗ 
wechſel hieſiger Reichsfeſtung ſtattfinden. Se. Kaiſerl. Hoheit der Erzher⸗ 
zog Reichsverweſer iſt heute hier eingetroffen. 

Frankfurt a. M., 3. Oktober. Die Deutſche Zeitung enthält 
Folgendes: „Wir werden aus unmittelbarer Quelle davon in Kenntniß 
geſetzt, daß die Nachricht von der Rückberufung des Schöffen Herrn 
Harnier aus Berlin — die wir übrigens brachten, nachdem hieſige Blätter 
ſogar ſchon deſſen Wiedereintreffen in Frankfurt gemeldet hatten — durch⸗ 
aus unbegründet ſei; vielmehr nehme die Verhandlung über den Beitritt 
ihren Fortgang. Auch ſei den Beſuchen der Herrn Bürgermeiſter bei des 
Erzherzogs K. Hoheit eine andere Bedeutung nicht zuzumeſſen, als daß 
ſie mit demſelben über nächſtliegende Verhältniſſe verkehrt hätten, nament⸗ 
lich über Maßregeln zur Verhütung fernerer blutiger Reibungen unter den 
hier garniſonirenden Truppen. 


Dänemark. 


Kopenhagen, 2. Oktober. Die Departements⸗Tidende meldet amtlich, daß 
Kammerherr Bille auf Aufforderung des Miniſters des Auswärtigen ſich bereit 
erklärt und demgemäß auf Vorſtellung des Miniſters beim König bevollmächtigt 
iſt, an der Leitung der auswärtigen Angelegenheiten Theil zu nehmen und unter 
Verantwortung des Miniſters zu unterzeichnen. Er hat auf unbeſtimmte Zeit 
Urlaub von ſeinem Geſandtſchaftspoſten in Stockholm erhalten. 

— Ein neues Linienſchiff von 84 Kanonen ſoll am Geburtstage des Königs 
vom Stapel laufen und den Namen Dannebrog erhalten. 


Oeſterreich. 


Wien, 30. September. Die „Wiener Preſſe“ enthält folgenden 
überraſchenden Artikel: Die Berufung des ehemaligen Miniſters v. Bo⸗ 
delſchwingh zur Leitung des deutſchen Verwaltungsraths in Berlin hat an 
der politiſchen Tagesbörſe einiges Aufſehen erregt. Man konnte darin zu⸗ 
nächſt den Eindruck empfangen, daß dem Dreikönigsbündniß in der That 
der Rückgang in das ſpezifiſche Preußenthum bevorſtehe, weil ein Staats- 
mann, welchen man allen feinen Antecedentien nach dem neuen nationalen 
Fortſchritt der deutſchen Dinge entſchieden abgeneigt hält, plotzlich an die 
Spitze dieſer Geſchäfte gehoben wird. Die Spekulationen aller großdeut⸗ 
ſchen und undeutſchen Parteigänger auf dieſe Perſönlichkeit dürften aber 
leicht in die Irre gehen, wie dies in allen Phaſen dieſer Frage nun ſchon 
ſo oft der Fall geweſen iſt. a 

Man wird ſich, glauben wir, entſchließen müſſen, der Aufrichtigkeit 
und dem feſten Gang des preußiſchen Staats-Minifteriums in den Ange⸗ 
legenheiten Deutſchlands und des Dreikönigs⸗Bündniſſes auf allen Seiten 
Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen. Nur auf dieſer Grundlage der Aner- 
kennung wird es möglich ſein, die Nationalgeſtaltung der Deutſchen, zu der 
ſich auch Oeſterreich nicht länger mehr negativ verhalten kann, zu einem 
befriedigenden und lebensvollen Abſchluß zu führen. Was kann es helfen, 
Diſteln zu ſäen, wenn man Palmen ernten will! 

Man hat dem preußiſch⸗deutſchen Dreikönigs-Bündniß in der letzten 
Zeit häufig das Unrecht angethan, daß man ihn nur als das Produkt einer 
ſchwankenden und zweideutigen Politik gelten laſſen wollte, und daß man 
ihm das unnatürliche Gelüſt beimaß, am liebſten ſich ſelbſt bei der erſten 
Gelegenheit und auf die möglichſt anſtändige Weiſe beſeitigen zu wollen! 
Die großdeutſchen Inſinuationen Baierns, die wir in unſern letzten Arti⸗ 
keln auf ihr wahres Maß zurückzuführen geſucht, haben vornehmlich dazu 
beigetragen, die Konſequenz der preußiſchen Politik zu verdächtigen und dem 
Verhältniß zwiſchen Preußen und Oeſterreich eine künſtliche Verwickelung 
u bereiten. 

3 Für die öſterreichiſche Politik iſt es von nicht geringerer Wichtigkeit 
als für die preußiſche, den natürlichen Boden feſtzuhalten, auf dem über- 
haupt nur die ſtaatliche Neugeſtaltung Deutſchlands dauernd und organiſch 
abgeſchloſſen werden kann. Dieſe natürlichen Bedingungen beſtehen auf 
der einen Seite aus den ſtaatsrechtlichen Grundlagen von 1815, auf der 
andern Seite aus den neuen Forderungen und Berechtigungen des deut⸗ 
ſchen Nationalgeiſtes. Nur aus beiden Faktoren zuſammen wird das neue 
Deutſchland in einer lebensfähigen und wirklich einheitlichen Gliederung 
aufgeführt werden können. : 

Die noch im Werke befindlichen Unterhandlungen zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen über eine neue proviſoriſche Centralgewalt enthalten auf bei⸗ 
den Seiten die Anerkennung der natürlichen und ſtaatsrechtlichen Nothwen⸗ 
digkeit dieſer Sachlage. Preußen hat ſich dabei als Bevollmächtigten für 
die nationale Seite der deutſchen Angelegenheit aufgeſtellt, und Oeſterreich 
wird ihm in dieſem inneren und unbeſtreitbaren Recht um fo weniger ent⸗ 
gegentreten können, als ſein Kabinet jetzt, wie es ſcheint, den Entſchluß 
gefaßt hat, endlich zu einem poſitiven Verhalten in der deutſchen Frage 
überzugehen und die bisherigen blos negativen Einwirkungen auf Deutſch⸗ 
land zu verlaſſen. Da die eigentliche Staatsaufgabe Oeſterreichs nach der 
Verfaſſung vom 4. März außerhalb Deutſchlands fällt, ſo kann es nur die 
Aufgabe des öſterreichiſchen Kabinets fein, in der Verhandlung mit Pren- 
ßen die Wahrung und Vermittelung der Bundesverträge von 1815 zu voll» 
bringen, keinesweges aber der daran angeſchloſſenen Ausbildung des enge⸗ 
ren Bundes entgegenzutreten, welche in die natürliche Spähre Preußens 
und ſeiner ganzen Lage fällt. i 1 5 ö 

Die Frage über die Einrichtung einer neuen proviſoriſchen Centralge⸗ 
walt muß in den nächſten Tagen zu einer definitiven Beantwortung ge⸗ 
langen, und es wird ſich damit zugleich das Verhältniß zwiſchen Preußen 
und Oeſterreich, in welches in der letzten Zeit von verſchiedenen Händen 
und aus verſchiedenen Gründen ſo viel Gift geſtreut worden, löſen. Wir 
erblicken in dieſer Löſung und in dieſem noch zu hoffenden Einverſtändniß 
den eigentlich entſcheidenden Wendepunkt für die deutſche Frage. Eine 
Feindſchaft zwiſchen Oeſterreich und Preußen für Deutſchland oder für 
irgend Etwas ausbeuten zu wollen, wäre eine politiſche Abernheit, zu der 


nur ein krankhafter Reiz und das Streben nach einer doch ohnmächtigen 
und zu nichts entſchloſſenen Scheingröße verführen könnte! In dieſer Hin⸗ 
ſicht ſind wir auch der Meinung geweſen, der Aufſtellung eines öſterreichi⸗ 
ſchen Armeecorps in Böhmen ſo ſpät als möglich die Bedeutung einer po⸗ 
litiſchen Demonſtration zugeſtehen zu wollen. Ref.) 
Wien, 2. Oktober. Auf das neue Anleihen wurden bei den Bank⸗ 
Kaffen in Wien und den Kronländern, inſoweit die Berichte bis zum 
Schluſſe des geſtrigen Tages reichen, im Ganzen 22,028, 800 fl. ſubſkribirt. 


Wien, 3. Oktober. Die Angelegenheiten gegenüber der Pforte neh⸗ 
men für den Augenblick die Aufmerkſamkeit unferer politiſchen Kreiſe bei⸗ 
nahe vollkommen in Anſpruch. Das Gerücht von dem Erſcheinen einer 
engliſchen Flotte am Bosporus, um den ruſſiſchen Schiffen die Durchfahrt 
durch die Dardanellen zu verwehren, findet hier ſehr vielen Glauben. 
Dies iſt um ſo natürlicher, als während der ganzen Sturm- und 
Drangveriode des letzten Jahres die gemäßigte Partei in England 
und der Politik des Lord Palmerſton den Quell alles Unheils zu 
ſehen ſich gewöhnte; und man kann nicht ſagen, daß dies ſo ganz ohne 
Grund geſchehen ſei. So glaubt man auch jetzt demzufolge, daß Eng⸗ 
land einen europäiſchen Krieg herbeizuführen gedenke, oder wenigſtens 
denſelben nicht ſcheue, wenn es gilt, ſeinen Einfluß auf die Türkei in 
einer eelatanten Weiſe zu zeigen. Man behauptet mit Beſtimmtheit, daß 
die Inſurgentenchefs Bem, Dembinsky und Koſſuth zum Islam überge⸗ 
treten ſeien, und die Pforte feſt entſchloſſen ſei, ſie nicht nur nicht auszu⸗ 
liefern, ſondern dieſelben auch nicht nach England gehen zu laſſen. 

(D. Ref.) 

— Der Lloyd berichtet als zuverläſſig über Komorn Folgendes: 
Nachdem Haynau und Klapka die Capitulation unterſchrieben hatten, Aus 
ßerte die Stadt Komorn den Wunſch, daß Se. Majeſtät der Kaiſer ſelbſt 
ſie unterfertige, in Folge deſſen denn der Vertrag eiligſt nach Wien ge⸗ 
ſandt wurde. Am Reſultat zweifelt Niemand, indem die Capitulations⸗ 

edingungen einerſeits dem Wiener Miniſterium völlig freie Hand laſſen 
in ſeinen Organiſations⸗ Arbeiten, andererſeits aber auch der Beſatzung 
und ſtädtiſchen Bevölkerung Komorns dieſelbe Berückſichtigung el, 
wie dies bei Venedig der Fall geweſen. Es ſcheint in der That, daß 
auch diesmal der Geiſt Radetzko's das Chaos der Unterhandlungen ver⸗ 
ſöhnend gelichtet. So viel ich von den Bedingungen erfahren konnte, be⸗ 
ſtanden ſie aus folgenden Hauptpunkten: Der ganzen Beſatzung iſt der 
freie Abzug geſtattet, der Gemeine hat dabei ſeine Waffe abzuliefern, der 
Offizier behält ſeinen Degen; die Gage-Auszahlung erſtreckt ſich für den 
Gemeinen auf zwanzig Tage, für den Offizier auf einen Monat; der 
Stadt Komorn werden Koſſuthpapiere im nominellen Werthe von 800,000 
Fl. C. M. gegen öſterreichiſche Noten eingewechſelt. — Hie und da wird 
wohl noch an der regelmäßigen Dampfſchifffahrt gezweifelt; fo eben höre 
ich jedoch, daß der „Franz Karl“ geſtern Abends ſtromabwärts gekommen. 


D. Ref.) 
Peſth, 29. September. Das Walten der Nemeſis trat uns geſtern 
ſichtbar entgegen. Geſtern am 28. September — dies irae, dies illa, 


s0lvet saeculum in favilla — dem Jahrestage der Ermordung des edlen 
Lamberg, des Friedensboten, iſt, wie allgemein verlautbart, Koloſo, der 
Mörder des unglücklichen Grafen, der mit gezogenem Schwerte den erſteu 
tödtlichen Streich geführt haben ſoll — gefangen in Peſth eingebracht 
worden. Das gräßliche Attentat kann als das erſte Ausſchreiten der un⸗ 
gariſchen Bewegung in den Pfad blutiger und verbrecheriſcher Anarchie 
betrachtet werden. A (D. Ref.) 
8 Czernowicz, 25. September. Heute langte eine türkiſche Geſandt⸗ 
ſchaft hier an, um über Warſchau nach Petersburg zu reiſen. An ihrer 
Spitze ſteht Fuat Effendi als außerordentlicher Botſchafter. In ſeiner 
Suite befanden ſich der Ingenieur⸗Oberſt Tſchepek Bei, der Major der 
‚türfifchen Leibgarde Latif Aga, und der Geſandtſchaftsſecretair Ramſi Ef⸗ 
fendi. Ueber den Zweck dieſer außerordentlichen Geſandtſchaft verlautet 
nichts Beſtimmtes, aber man vermuthet, daß es die gefangenen Oberhäup⸗ 
ter der ungariſchen Inſurrection betreffe. Ein ruſſiſcher Ulanenrittmeiſter, 
der ſie in den Poſtwagen ſteigen ſah, äußerte ganz unbefangen: „Ihr 
reiſet umſonſt, ill unſer Czar die Gefangenen haben, ſo müſſet ihr 


denn wi 
ſie herausgeben; wenn nicht, ſo werden wir uns dieſe ſelbſt abholen. 
(Conſt. Z.) 


Br amt rei. 

Paris, 2. Oktober. Die Nationalverſammlung erwählte heute Hrn. Du⸗ 
pin d. Aelt. wieder (mit 339 Stimmen gegen 107, welche Herr Michel v. Bourges 
erhielt) zu ihrem Präſidenten. Die Herren Baroche, Daru, Benoit d'Azy und 
General Bedeau wurden ebenfalls wieder zu Vice⸗Präſidenten gewählt. Auch die 
Sekretaire wurden (wie gebräuchlich bis auf einen, der aus der Oppoſition ge⸗ 
nommen wird) ſämmtlich aus den Reihen der Conſervativen gewählt. 

— Man verſichert, daß geſtern mehrere Regimenter der Armee von Paris in 
ihren Kaſernen konſignirt waren, Die Ruhe iſt jedoch keinen Augenblick geſtört 
worden. Als Thiers und Molé Arm in Arm zu Fuß aus der Natfonalverſamm⸗ 
lung kamen, wurden ſie am Pont de la Concorde von einigen Gruppen mit Zei⸗ 
chen des Uebelwollens empfangen. 

— Es heißt, daß Lamartine den ganzen Winter hindurch nicht in der Na⸗ 
ee erſcheinen wird, da ſein Gehirnleiden eine gründliche Kur nö⸗ 

ig macht. 

0 Es iſt wieder davon die Rede, für den Präfidenten der Republik, welcher 
jetzt 1,200,000 Franken jährliches Gehalt bekommt, eine Erhöhung deſſelben auf 

2 Millionen zu verlangen. f 
— Das Budget von 1850 iſt gedruckt worden, um den Abgeordneten mitge⸗ 
theilt zu werden. Die Einnahmen find auf 1, 519,905,106 Frs., und die Aus⸗ 
gaben auf 1,511,960,389 Frs. angeſchlagen. Das Budget des Juſtizminiſters 
etrögt 26½ Millionen, das des Handels und Ackerbaues 17½ Millionen. Die 
öffentlichen Arbeiten erfordern 62 — 67 Millionen. Das Miniſterium des Aus⸗ 
wärtigen beanſprucht 7,125,000 Frs., das des Unterrichts und der Culte 62 N⁴ 
Millionen, das Miniſterium des Innern 126 Millionen. Das Kriegs⸗ und Ma⸗ 
rine⸗Miniſterium nimmt 338 Millionen vom allgemeinen Budget. Die Staats⸗ 
ſchuld, die Unkoſten der Regie ꝛc. haben eine Erſparniß von 45 Millionen. Im 
Ganzen ſind die Ausgaben für 1850 auf 60 Millionen weniger angeſchlagen, als 
die von 1849. Wir bemerken, daß die Einnahmen für 1848 auf 1739 Millionen 
1 
0 
1 


angeſchlagen wurden und nur 1472 Millionen betrugen. Der Finanzminiſter führ! 
in ſeiner Auseinanderſetzung des Budgets an, daß die Ausgaben der von 1830.— 
1847 bewilligten Budgets einen Ausfäll von 986 Millionen verurſachten. 

— Napoleon Bonaparte, der Sohn Jerome, hat der National⸗Ver⸗ 
ſammlung einen Antrag vorgelegt, worin er zugleich die Aufhebung der 
Verbannungs⸗Dekrete gegen die Bourbons und die Freilaſſung der ohne 
richterliches Urtheil ſummariſch durch Dekrete der conſtituirenden Na⸗ 
tional Verſammlung deportirten Juni ⸗Inſurgenten vom Jahre 1848 


verlangt. 
VBermiſchte Nachrichten. 


Stettin, 6. Oktober. Se. Königl. Hoheit der Prinz Adalbert iſt 
pon Berlin hier eingetroffen. 0 5 

— Von mehreren Seiten verlautet, daß die Magiſtrate und Stadt⸗ 
verordneten größerer und mittlerer Städte gegen die beabſichtigte Einkom⸗ 
menſteuer Proteſt einlegen wollen, weil ſie in dieſer Steuer ihren Ruin 
erblicken. Eine in Breslau erſchienene Broſchüre wett dieſe Nachtheile 


N 


ſchlagend nach. Auch hier werden die nöthigen Schritte zur A 6 
dieſer Maßregel vorbereitet. f 1 n Wöſteneng 

Stettin. Am Stea d. Mts. Nachmittags 3 Uhr, wurde die Frau 
des Arbeitsmann Lübke zu Züllichow beim Sandholen überſchüttet, und 
todt herausgegraben. 
In der Nacht vom Iten auf den Aten d. Mts. hing ſich der Ar⸗ 
beitsmann Köhler (der auf 2 Stelzfüße und 2 Krücken ging) in dem Po⸗ 
lizei⸗-Arreſt aus Lebensüberdruß auf. 6 f 8 

Danzig, 1. Oktober. Die bier verbreitete Nachricht, daß Herr von 
Grabow Excellenz zum Kommandirenden des zweiten Armee⸗Corps ernannt 
ſei, erregt lebhaftes Bedauern inſofern, als man nur ſehr ungern den all⸗ 
gemein beliebten Gouverneur verlieren würde. 8 (Danz. 3.) 

Getreide ⸗ Berichte. 
5 Stettin, 5. Oktbr. 

Weizen, auf Lieferung 51½ Thlr. bez. 

Roggen, in loco für Söpfd. 25 ½ Thlr., pro Frühjahr 27%, 

Gerſte, 2—20 Thlr. 

Hafer, 15 ½— 19 Thlr. 

Etbſen, 20—36 Thlr. b 

Feind, in loco 1% Thlr. mit Faß bezahlt. 
üb, toes, in Loco 1 ½—14¼ Thlr., pro Oktbr. 14% 
bis Mai 13½ Thlr. bez. ; N 

Spiritus, coher, in loco 25% / ohne Faß, 25 20% % mit Faß, und 
pro Frühjahr 23/23 % mit Faß bezahlt. 

Zink, ſchleſ., 412 Thlr. pro Ctr. 


Berliner Borse vom 4 Dchbr. 
Inländische Fonds, Pfandbrief-,. Kommunal-Papiere une 
Geld- Course. | 


Thlr. bez. 


Thlr., pro April 


Zius fuss. Brief‘ 


Geld Ham Ziustuap. Brief eld. I ten 

Preuss. frw. Anl. 51065 — 10582 | Pomm. Pfdr. 34 — | 942 

St. Schuld-Seh. 35 89 883 064 Kur-&Nin.do. 3 96 | — | 
Seel. Prämsele | — 1011 — elles dar 37 — 943 
Kr&NauBehläv. |8% — 852 do. Lt. E. gar, de. 8% . | 

Berl. ‚Stadt- Ob! "> 1083 1034 br. B- Antü- Seh. — 99 — 
Testpr. Pfabr. 3 90 — | | 

Hrosh. Fosari do, 4 a en Friedrichad’er, Ir 1373 1374, 

n Yassse 9) 41 — 89 Aud. Sdm. ati. — 12 121 | 
Yatpr. Pfaudhr 33 — | 94% | I Eireonto el — — 

8 - | 
Ä Ausländische ‚Fonds. 

Russ Hamb.Üert: | 54 — ] ae: poln. nene Plate) Al — (— 

d. h. Hope k 4. a 54 — — de, Pärt. 0 FI 4 811! — 

do. do. I. Ab 41 — Jade, de, 300 Fl. —— 109 

de. Stiegl. 2 4 % 4 — Bam Fouer-Ume 35 — — 4 
d. 40. 3 4. 4 — do. Stants-Fr- Ant- -. — | 


do.y.Bthsch. Lst.“ 51082 Holl. 21½ ojo Int. 2 
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Go, Poln. Schatz | A| 81 | Kürh, Fr.. 40 th.— 35 1 
do. do, Gert. LR. 5 92 Sard. do. 86 Fr. — — he) 
dgl. L. . 200 PL — — Wi Bad- do- 38 Jl.— 1 
Pol. Pfübr. a. a- C. 4 ) je j 

Eisenbahn-Actien. 
181 15 80 
\ 5 5 5 i a0 
Stamm-Astien.| = 5 Tages-Cours. Frlorit-Aetlen Tages- Ceurs. 
13 25 5 ; 
Berl. Anl. Lit. 4. 0 4 4 9288. 912 bz. Verlust 494 6. 
do. Hamburg 4 — 77 ba ud. de, Hamburg 44974 6 
do, Stottis- Stargard 4 — 101 bz. dbl Fotsd.- Mag.. 491 6 
dos Potzde-Magilebg, 4 602 8. do. do | 511005 B \ 
Magd.-Belberstadt 477 — do. Steitiſer . 51047 8. 
do, Leipziger 4110 er g Mezdbi.kicipsiger 4 — 

Halle- Thüriuger 4 2.65} ©, Helle. Thürluger 45 96a; bz. 

Oölu-Minden 33 — alba uh. Volmilinden » . 44100 B. 

de. Anchen 4 549,6. Rhein. v, Staat gar IH: — 
Bonu-Cöln . — — do. 1 Priorität, Ar 

Büsseld.-Elberield +. | 5-68 8. da.‘ Stamm-Prior. 481 B. 

‚ BteeleiVehwinkel0" 46 8 beseld.-Blberfela, 4 

„Niederschl. Mäxkiseb, 3 —84 B Niedexschl- Märkisch. 4932 G. 

d. Tweigbabn 4 — er do. do 51024 ba 

Obersebler er. 4, 3165 1001 € do. II. Here.. 501 6. | 
do, Kit. 5. 35 63 1033 6. de. Eelsbahn. 4480 B 4 | 

Togel-Oberbere A re do. de. | 9.86 6 

Bresluu-Fteibut g Al 1 Uhersehlenizche } ! 1 3 | 
Krakeu-Gbersehles. 4 _ 631 ba Zosel-Hderberg ! 35 — | 
1Bergineidürkische, «| 4 513 B A AteeiesVohwinke! | 50 211 | 
Stargard · Pas en 2 N Brealzu-Ereiburg we 

Brieg-Neisee 200% ji Staat bz | 4 Au 

(@mittiungs- = Ausl. tam - | 
Wegen. = | Aetlen. 

Berlin- Auhalt Lt, R. 490 — Dresden- Werlits 4 | 
Magleb Wittenberg 460 — Veiprig- Dresden 4 101 
Aachen-Mastriehut. 480 — Ohemnitz-Riaas 4 — 

Thür. Voxbiud. Bahn 420 Bächsisch-Bäyerisehe a Kr 

| Kiel- Altona e 
Me a el h Amsterdant » Rotterdam 4 99 B. 
8 * 1 AN m 
Wudw Bexbach 2 Fl. —1—| — EN ‚435 G. 
' „Peather 28 Fl. 490 — y 
Fried,- Wilb.-Nordb. Aeg a 492 bz. 


Barometer: und Thermometerſtaud u 


bei C. F. Schultz & Comp. 5 4 
Abende 


Morgens Mittags } 
Senn, 8 8 wür. | 2 Uh. 0 Uhr 
Barometer in Pariſer Linien | 5 | 330,82 | 331,14” 333,92“ 


auf 00 reduzirt. 


Thermometer nach Rü aumur. 5 J 10,25 | unte er N 
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Sonnabend, den 6. Oktober 1849. 


ud ya Rent ‚nntdin? 1194 


+ 


Zeitung 
Tn naa 


ier 1ad tim 


Brit 


i haben. So iſt hier jetzt ein Staats⸗Miniſterialbeſchluß gefaßt word 


en, 


; 55 j Pott: 1. 5 1 2 die Steuerquote, welche für Bayern mit dem 1. Oktober a s den Ein⸗ 
Berlin, 4. Oktober. Se. Mafeſtät der König haben Allergnäbigß | nahmen des Zollvereins fällig würde, ihm nicht aus eta len, Herdern fe 
geruht, dem, ee g Ru: Grafrath die Anlegung des von auf die Liquidation wegen der Unkoſten Preußens fur den Pfalziſchen 
des Königs von Hannover Majeſtät ihm Ferie en Ritterkreuzes vom Feldzug in Abrechaung zu bringen. Dieſer Beſchluß Preußens, ſo natürlich 


„Zur Befeitigung von Zweifeln werden die Poſt⸗Anſtalten darauf auf- 
merkſam gemacht, daß die Verordnung vom 19. August o. J. (Amtsblatt 


er iſt, hat in München ein großes 
bracht, neben einigen bedeutenden Verlegenhei 


die gedachte Summe von einigen bunderttauſend Thalern 


denn Baperns Finanzen ſind nicht in der Lage, daß ſie e 


ertragen fünzen. 


um ! 


zund unerwartetes Erſtaunen hervor⸗ 
ten, weil man beſtimmt auf 


gerechnet hatte, 


) 


inen ſolchen Ausfall 
7281 Sp. 30 
— Die Voſſiſche Zeitung enthält folgende Erklärung: Es wird dem 


Publikum nicht unbekannt geblieben ſein, daß der am 30. September hier⸗ 


ſelbſt eröffnete, allgemeine Kongreß von Buchdruckerei⸗Beſitzern und Ge⸗ 


ein brauchen, auch auf die nach dem Auslande gerichteten rekomman- hülfe f ud Auftrage des Polizei, Deäfipfimeiä 
dates Dre gn ae in. Den, btsefenhen, Pollotei e ntan, Ja A under 
en hinfichts des B kſchluſſes und der Form dieſer Briefe nicht beſondere [geordneten find um fo mehr verpflichtet, gegen dieſen Aft der Pollzei ener 


eſtim mungen U te n ſind. Letzteres iſt nur der Fall in den 
Pöſtberträgen mit F 


nalgericht eine Unterſuchung vor, die weniger wegen ihres Gegenſtandes 
als wegen der Art der Behandlung und wegen des Verlaufes der Sache 


für nicht ſchuldig, und derſelbe wurde in Folge deſſen von oller Strafe 


freigeſprochen. Der Staatsanwalt legte hiergegen die ge e J 


giſch zu proteſtiren, da der Kongreß g 
ſchon drei Wochen vorher dem Polizei⸗ 
dieſelben zu prüfen und die 
wenn es ſich geſetzlich dazu befugt 
eichneten hinzufügen, daß das Po⸗ 
ngen ſuchte, indem es den voll! 


es vollfommen im Stande war, 


Kongreſſes im Voraus zu verhindern, 
oder verpflichtet hielt. Wenn die Unterz 
lizei-Präſidium zuerſt den Kongreß zu ſpre 
ſtändig legitimirten Abgeordneten, Prinzipalen und Gehülfen, aus dem ge⸗ 
ſammten Deutſchland, Ausweiſungs befehle zugeh 
gen, daß der Kongreß nicht ſtattfinden ſolle, ſo 


daß dieſelben mit 
durchdrun 


a 


Recht von der 


den 3. Oktober 1849. 


gen ſind und den tiefſten Schmerz } 
ſtitutionellen Staate eine ſolche Handlungsweiſe möglich wa 
(Folgen die Anterſchriften.) Egg 
Berlin, 5. Oktober. Bekanntlich habe 


dem hierſelbſt. einberufenen Buchdrucker⸗Kongr 
deſſen zur Sicherung ihrer Gehülfen einen S 


enehmigt und ſämmtliche Vorlagen 
Präſidium übergeben waren, ſo daß 
Abhaltung des 


en ließ, ſtatt offen zu ſa⸗ 
wird Jedermann begreifen, 


höchſten Entrüſtung über dieſes Verfahren 


n 34 der hieſigen B 5 
eß ihre Anerkennung verſagt und ſtatt 
fatut= Entwurf durch einen aus der 


empfinden, daß in einem kon⸗ 
r. Berlin, 
ö igdtz 119 


uch druckereibeſitzer 


Mitte der Prinzipale gewählten Ausſchuß entwerfen ae e ee nen 
ſteht aus den Herren R. Decker, G. Reimer, F. W. 


Möſer, Julius Sittenfeld. Der St 


heute Mittag geſchloſſen worden. 


finitib verſtändigen. Von den Letzt 


viele Gehülfen beſchäftigen, große Opfer 


Aus den Do upperthale, 1. Oktober. Vor einigen Tagen hat 

von Neuem ein Wechſel der Garnſſon in Elberfeld ſtattgefunden. An die 
Stelle des 1ſten Bataillons vom löten Infanterie-Regiment iſt das 2te 
— daffetbe, welches im Beginn des Aufſtandes am 
den Hauptmann von 


im kurzen Kampfe 


tatut⸗Entwur 


Gübitz, Ed. Krauſe, 


Sterbegeld und 


Die Beittitts 
en jener 34 Prinzipale in Umlauf e 
‚N 1 
nz 4 


allen und bei eintre 
ſo wie den Erbberechtigten 
urchreiſenden 


ften zu 


den hier d 


Die Beigetretenen werden ſich, Genc 
den Prinzipälen in gemeinſchaftlicher Berathung über den Statut Entw 


eren haben ſich 
Auflicht 9 


N 


14 


ai die Stadt be⸗ 
Uttenhoven verlor 


f bezweckt eine vereinigte Kran⸗ 
ken-, Alkerverſorgungs⸗, Reiſe⸗ und Sterbekaſſe der. Buchdrucker Berlins, i 
Art, daß! dieſe Käſſe den Mitgliedern in Krankheitsf b 
gänzlicher Arbeitsunfähigkeit eine kräftige Unterſtützung, 
derſelben zum Begräbniß ein genügendes 
Buchdruckern ein angemeſſenes Relſegeld gewährleiſtet. 
dieſem Verein find in den Druckerei 


wbt 


namentlich. diejenigen welche 


3 | e 
nech deſſen Namen man fie wohl die der Kohlbrüggianer n unt. Ihre 


ſchen Gemeinde erdaute, ihrer Vollendung nahe, Dieſe war ein prin. 
endes Bepinfnih, Han e N Selen cher 
nür 8 Kircheu, eine reformirte, eine lutheriſche und sine kaldobiſce e 

8 Elberfelder 


70 
I 


Mat 4840, von einem Bergiſchen (NB, angeblich dem Notar von Züccal⸗ 
maglio in Hückeswagen).“ Pee iſt Nr) in ne x, Al ai a 
ö 0 ö n ö i ſchleuen und ſchfldert in achtem, an Hebel erinnernden Boltstong, die 
Miethers zurück und dieſer hatte nun feinen, Zwerk krreicht und die Möbel J ſchmächvolle Niederlage, welche die bis an die Zähne bewaff 
aus den Handen des Wirths herausmandeuvrürt. „ Vyſſe, 25 ö ei ) 
‚— Aufiehen erregt eine, ſoeben im Staats⸗Miniſterio eingereichte 
Petition des Teltower Bauernvereins. Die Repraſentanten von Dahlwitz 
verlangen: 1) gleiche Rechte und Pflichten für jeden Preußen, Aufhören 
der Standesbvorzuge; 2) gleichmäßige Beſteuerung, angemeſſene Verthei⸗ 
lung der Grundſteuer, wogegen ſie auf jede Entſchädigung dafür verzich⸗ 
ten, den großen Rittergutebeſitzern gegenüber, die Abgabe allein getragen, 
zu haben. 3) Aufrechthaltung des Jagdgeſetzes. feel werden wir 
zufrieden fein können, ſobald ein Anderer noch Rechte auf unſerem Grund 
und Boden erhält.“ 4) Aufhebung aller Abgaben an die Rittergüter ge⸗ 
en billige bee Aufhebung aller Zwangsgerechtſame. 6) Ver. 
ezung det Kreisgerichts in den Mittelpunkt des Kreiſes, und 7) Nicht⸗ 
wiedereinführung der Provinzial⸗Geſetzgebung. (Voſſ. Ztg. 
n Es konnten nicht ausbleiben, daß die Migzerhältniſſe, in welche 
Preußen mit Bayern gekommen iſt, allmälig Es auf den Gang 


Spitzbüberei ſogenaunter Freiheitsmänner und Vo tabeglücker mitgetheilt 
werden, ſind ebenſo belehrend als Aide Wir fönten ans deshalb 


ER ian en rd aucun 139 8; N.) 
Trier, 30. September. Wie wir aus guter Quelle erfahren, ſcheinen 0 

ſich für die Ausführung elner Eiſenbahnverbindung von Brüſſel über Na⸗ 
mur, Arlon, Luxemburg, Trier — zum Anſchluß au die Se e 
HOPE 1917 Fi 9 f ef. 


| 7294 Ef k lan MID m . 
Jauer, 1. Oktober. Den 10. Auguſt e. brannten iu Semmelwitz 


der wirklichen Epei niſſe einzuwirken, wie wir dies z. B. in den wiederholten 
Aufisiten in Frankfurf a. M. zwiſchen den Soldaten beider Länder geſehen 


n 
Aug! 
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Detmold, 1. Oktober. Aus dem Amte Schötmar war eine mit 
zahlreichen Unterſchriften verſehene Adreſſe an den Fürſten eingegangen, 
mit der Bitte, den Landtag, weil er doch nichts ſchaffe und täglich dem 
Lande ſo viel unnützes Geld koſte, ganz aufzulöſen. 


ö Sch wei z. 

Bern, 30. September. Ich glaube, es war die Berner Zeitung, 
welche nach Beendigung der badiſchen Revolution zuerſt die Notiz mit⸗ 
theilte, Mieroslawski habe ſich die Uebernahme des Kommandvs der Ar⸗ 
mee zum Voraus, und zwar ſehr theuer, mit mehr als 100,000 Fl. be⸗ 
zahlen laſſen. Heute bringt uun daſſelbe Vlatt eine Erklärung Mieros⸗ 
lawskis, worin er dieſe Behauptung gewiſſer „reaktiongirer Blätter 
Deutſchlands“ beantwortet. Da dieſe Erklärung zugleich einen Blick in 
dieſe unglückſelige Revolution thun läßt, ſo theile ich Ihnen die zweite 
Hälfte derſelben mit. Sie heißt: 

a „Ich könnte mit Fug und Recht behaupten, daß ich mich in Baden 
unentgeltlich geſchlagen habe; denn ich habe den mir zugedachten Gehalt 
niemals weder gefordert, noch erhalten; ja ich habe ihn nicht einmal ge⸗ 
wußt. Da ich indeß auf Koſten der Revolution gereiſt und geſpeiſt habe, 
ſo iſt es dem Publikum vielleicht nicht unlieb, den Durchſchniktsbetrag die⸗ 
ſer Art von Auslagen zu erfahren. Aus Sizilien war ich mit dem Reſt 
der Hälfte der 50 Unzen (600 franz. Fr.), die man mir auf dem Dampf⸗ 
ſchiffe „l'Independenza“ für meine eigenen und meines Bruders Dienſte 
in dieſem Lande ansbezahlt hatte, zurückgekommen und befand mich ohne 
Mittel, meine Reiſe nach Deutſchland anzutreten. Um nun mit 6 ande⸗ 
deren Offizieren dahin abgehen und uns alle ausrüſten zu können, ver⸗ 
langte ich 6000 franzöſiſche Franken. Durch Wechſel⸗, Verſchickungs⸗ und 


Den geehrten Bewohnern hier und auswärts, ſo wie unſern verehrten 
Gönnern zur Nachricht, daß wir unſere CON ITO REI, früher unter der Firma: 


A. Meihier & 00., 


ſeit zwei Jahren bereits unter der Firma: f 


GEBRÜDER JENNY, 


von der Loniſenſtraße No. 740 nach der 


| Kleinen Dommstrasse No. 685 
verlegt haben, und erſuchen, das uns bisher geſchenkte Zutrauen auch ferner 


zu bewahren. ee 


Beſtellungen auf Torten, Gefrornes, Kuchen jeder Art und alle in unſer 
Fach einſchlagende Artikel werden jederzeit angenommen und auf das Sorg⸗ 


fältigfte ausgeführt. N 


Vom löten October ab werden auch in der Conditorei des 
neuen Schauſpielhauſes Beſtellungen entgegengenommen. 
f | Gebr. Jenny, Conditoren. 


menen, am 6. Zuni 1849 an die Ordre von Amſel 
Jacob Nee zu Altona girirten Wechſels über 200 


Officielle Bekanntmachungen. 


Public an dum. Thlr. Pr. Courant; 

Um den Löſch⸗ und Ladeverkehr der Seeſchiffe am] 3) 

Bollwerke von der langen Brücke bis zum ſog. Schmidt⸗ 

ſchen Ausfalle von den Beſchränkungen zu befreien, de⸗ 

nen derſelbe bisher durch den Wochenmarkts- Verkehr 

und durch den Ausſtand der Zempler unterworfen iſt, 

ſoll dieſer Theil des Bollwerks 

von Montag den 8ten d. M. ab 5 

nicht weiter zum Wochenmarkt =» Verkehr benutzt, auch 

außerhalb der Wochenmarktstage dort nichts mehr zum 
Verkaufe aufgeſtellt werden. N 

In Ausführung dieſer Maßregel haben mit dieſem 


age s 
1Pdie täglich am Bollwerke ausſtehenden hieſigen 
Zempler die ihnen überwieſenen Standplätze vom 
Schmidt'ſchen Ausfalle ab bis incl. des Fiſchmarkts 
einzunehmen; b 
2) die auswärtigen Verkäufer, welche zu Waſſer von 
oben herunter ländliche Produkte, namentlich Kar⸗ 
toffeln zum Wochenmarktsverkehr, oder als Hauſir⸗ 
händler auch an ſonſtigen Tagen zur Stadt brin⸗ 
en und bisher am ſogenannten Kartoffelbollwerke 
ihren Liegeplatz hatten, am neuen Bollwerke vor 
dem Johanniskloſter anzulegen, zum Ausſtande 
aber die unmittelbar vor den Kloſtergebäuden zwi⸗ 
ſchen dieſen und dem Trottoir belegene Stelle zu 
benutzen; das Trottoir ſelbſt muß ſtets frei und 
unbeſetzt bleiben. 


6) des von H. Moſes 


andere Koſten ſchmolz dieſe Summe auf 5000 Fr. zuſammen, welche uns 
U 


des von H. Moſes in Stettin am 14. Mai 1849 
ausgeſtellten, drei Monate dato an eigene Ordre 
zahlbaren, auf Moritz Bock hierſelbſt gezogenen 
und angenommenen, und am 6. Junk 1849 an die 
Ordre von Amſel Jacob Nee in Altona girirten 
Wechſels über 496 Thlr. 17 ſgr. 6 pf. Pr. Cour.; 
4) des von H. Moſes in Stettin am 2. Juni 1849 

ausgeſtellten, drei Monate dato an eigene Ordre 

zahlbaren, auf S. J. Landsberger hierſelbſt ge= 

zogenen und am 6. Juni 1849 an die Ordre von 

Amſel Jacob Nee in Altona 

über 1500 Thlr. Pr. Courant; 
5) des von H. Moſes in Stettin am 7. Juni 1849 
ausgeſtellten, drei Monate dato an eigene Ordre 
zahlbaren, auf S. J. Landsberger hierſelbſt ge⸗ 
zogenen und angenommenen, und am 7. Juni 1849 
an die Ordre von. Amſel Jacob Nee, in Altona 
girirten Wechſels über 1500 Thlr. Pr. Courant; 


1849 ausgeſtellten, drei Monate dato an eigene 
Ordre zahlbaren, auf S. J. Landsberger hierſelbſt 
gezogenen und angenommenen, und am 6. 
1849 an die Ordre von Amſel Jacob Nee in Al⸗ 
tona girirten Wechſels über 2000 Thlr. Pr. Cour. 
Der unbekannte Inhaber dieſer Wechſel wird hier— 
durch öffentlich aufgefordert, 
ſpäteſtens aber in dem auf 


in den erſten Juni⸗Tagen, durch die Herren Schütz und Blind, Abgeſandte 
der badiſchen Regierung in Paris, zugeſtellt worden ſind. Ich geſtehe 
daß ich mir, da ich in meiner Eigenſchaft als Ober⸗General etwas mehr 
Koſten hatte, als meine 6 Gefährten, den Löwenantheil zugeeignet, d. 5 
daß ich für mich allein 1100 Fr. nahm; aber das Land, von welchem ich 
ſie erhalten, kam dabei nicht zu kurz. Denn ich habe die ganze Summe 
gewiſſenhaft bis auf den letzten Kreuzer verbraucht, und als ich aus Man⸗ 
gel an einer Armee am 1. Juli in Offenburg meine Entlaſſung einreichte 
hätte ich wirklich nicht gewußt, wie ich weiter kommen ſollte, wenn nicht 
der Kriegsminiſter die Delikateſſe gehabt hätte, aus eigener Machtpoll⸗ 
kommenheit für ſämmtliche Offiziere, die ihre Entlaſſung genommen, eine 
Summe auszuſetzen, von welcher 600 Fl. auf mich kamen. Alſo 1100 fr 
Fr. am Anfang, 600 Fr. am Ende macht 1700 fr. Fr. Endlich kann 
man, damit nichts vergeſſen bleibe, ein Dutzend Mahlzeiten, welche in 
Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg und Raſtatt aus der Kaffe des Gene, 
ralſtabs für mich bezahlt wurden, ferner ein altes Pferd und eine ale 
Kariole, die mir der Kriegsminiſter bei meiner Abreiſe 
ſtellte, in Anrechnung bringen.“ 

Bern, 30. September. Mieroslawski iſt gezwungen worden, noch geſtern 
die Schweiz zu verlaſſen. Er hat von feinen Landsleuten, die bier inſtradirt 
ſind, einen feierlichen Abſchied genommen und ihnen angerathen, ſich in der Schweiz 
ſo lange wie möglich zu halten. } (D. Ref.) 

Luzern. Am 26., 27. und 28. Septbr. fand die Verſteigerung der, der ſo⸗ 
genannten Konkursmaſſe verfallenen hausräthlichen Effekten ꝛc. des Herrn Alt⸗ 
Schultheiß Siegwart Müller ſtatt. Darunter befanden ſich auch die Studir- und 
Univerſitäts⸗Arbeiten deſſelben. Viele Gegenſtände wurden um hohen, oft ſehr 
hohen Preis ſelbſt von Radikalen erſteigert. 


zur Verfügung 


Die Verlobung unſerer Tochter Eliſe mit dem Pre⸗ 
ziger Herrn Friedrichs zu Treptow g. d. R. beehren 
ſich allen ihren Verwandten und Bekannten ſtatt be⸗ 
ſonderer Meldung anzuzeigen 

der Gutsbeſitzer Schleich nebſt Frau 
auf Zabelsdorf. N 


Eliſe Schleich, 
Hermann Friedrichs, 
Verlobte. 


ns nannten — 


Auktionen. 


Bekanntmachung. 

Am (7ten Oktober e., Vormittags 9 Uhr, ſollen in 
Woldenberg 20 Stück nicht mehr felddienſtfähige Kö⸗ 
nigliche Dienſtpferde des unterzeichneten Regiments 
öffentlich meiſtbietend gegen gleich baare Bezahlung 
verkauft werden. 

Landsberg, den Aten Oktober 1849. 

Königl. 2tes Dragoner⸗Regiment. 


BDermiet bungen. 


Wegen Verſetzung Sr. Excellenz des Herrn General⸗ 
Lieutenants von Stülpnggel wird die bel Etage 
des Hauſes Magazinſtraße No. 257 zu Neujahr 1850 
miethsfrei. Dieſelbe beſteht aus 9 heizbaren Zimmern 
nebſt Pferdeſtall zu 5 Pferden und allem Zubehör, 
Meldungen werden darüber entgegengenommen kleinen 
Paradeplatz No. 489. 


Anzeigen vermiſchten Inhalts. 


Auf die Anzeige von C. F. Schultz & Co. Bezug 
nehmend, erlaube ich mir ein geehrtes Publikum dar⸗ 
auf aufmerkſam zu machen, daß ich für meine alleinige 
Rechnung ein gleiches Geſchäft in meinem Haufe, 
breite Straße und kl. Paradeplatz-⸗Ecke No. 

i 377, eröffnet habe, und empfehle demnach mein ſorg⸗ 
fältig angefertigtes Lager phyſikaliſcher, meteorologi⸗ 
ſcher, mechantſcher und mathematiſcher Inſtrumente, ſo 
wie verſchiedene chemeſche Glasgeräthe. 

Indem ich noch einem geehrten hieſigen und aus⸗ 
wärtigen Publikum für das Vertrauen, welches ich 
ſeit vielen Jahren in Verbindung mit der Firma 
C. F. Schultz & Co. genoſſen, danke, bitte ich, ſolches 
auch auf meine alleinige Firma zu übertragen, und 
hoffe, jede mir gütigſt zu Theil werdenden Aufträge 
und Reparaturen der in mein Fach ſchlagenden Inſtru⸗ 
mente und Maſchinen zur Zufriedenheit auszuführen, 

Stettin, den Aten Oktober 1849. 


C. W. Wellnitz, 


girirten Wechſels 


in Stettin am 4. Juni 


Juni 


binnen ſechs Monaten, 


Kontraventionen gegen dieſe Anordnungen unterlie⸗ 
gen nach §. 186 der Gewerbe-Ordnung vom 17. Ja⸗ 
nuar 1845 einer Geldbuße bis zu 20 Thlrn., oder im 
Unvermögensfalle verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe.“ 

Stettin, den 2ten Oktober 1849. a 8 

Königliche Polizei = Direktion. 
6 Ju Heſſenland. 


Bekanntmachung. 
Es iſt bei dem unterzeichneten Gerichte auf Amorti⸗ 
ſation folgender, angeblich verloren gegangener Wechſel 
angetragen worden: 7 ) 
1) Des von S. J. Landsberger hier am 18. April 
1849 ausgeſtellten, drei Monate dato an die Ordre 
H. Moſes in Stettin zahlbaren, auf H. Geber 
hierſelbſt gezogenen, von dieſem geceptirten, un⸗ 
term 6. Juni 1849 an die Ordre von Amſel Ja⸗ 
cob Rée zu Altona girirten Wechſels über 400 
Thlr. Pr. Crt.; 11 j SE 
2) des von M. J. Daus hierſelbſt am 8. Mai 1849 
ausgeſtellten, drei Monate dato an die Ordre von 
H. Moſes in Stettin zahlbaren, auf Daus & 
Schlefinger gezogenen, und von dieſem angenom⸗ 


den Sten März 1850, Vormittags 11 Uhr, 
vor dem Herrn Stadtgerichtsrath Hermanni im Stadt⸗ 
gerichtsgebäude, Jüdenſtraße No. 59, Verhörszimmer 
o. 21, anberaumten Termine die Wechſel dem un⸗ 
terzeichneten Gerichte vorzulegen, widrigenfalls dieſel⸗ 
ben für kraftlos erklärt werden. 
Berlin, den 23ſten Juli 1849. 3 
Königl. Stadtgericht; Abtheilung für Civil⸗Sachen. 
Deputation für, Eredit⸗ ꝛc. und Nachlaß⸗Sachen. 


Verlo bungen. 


Die Verlobung meiner Tochter Pauline mit dem 
praktiſchen Arzt Ur. Bahr zeige ich hierdurch allen 
Verwandten und Freunden ſtatt jeder beſonderen Mel⸗ 


dung an. - 133 b 
Helgoland, den 26ſten September 1849. 
eh a 
Pauline Bufè, Nor 
Franz Bahr, 


Verlobte. 
Helgoland und Stettin, den 26ſten September 1849. 


fl, Paradeplatz u, Breiteſtr.⸗Ecke No. 377. 


Das Dampfschiff Königsberg 
wird am 10. d. Mis, früh 6 uhr, mit Paſſa⸗ 
gieren und Gütern von hier nach Königsberg expe⸗ 
dirt. Anmeldungen bei a 
Bermann Schulze 


am Dampfihiffs - Bollwerk, 


Sämmtlichen Herren, die ſich auf ſp liebevolle Art 
bei dem Begräbniß meines Vaters betheiligten, ſage 


ich hiermit meinen herzlichſten Dank. 
Stettin, den Zten Oktober 1849. 
H. Schul z. 


E 


